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kommunal

ombudsman fuer franz josefs - bahnhof

1 Wien , 27 . 4 . ( rk ) die bezirksvertretung alsergrund verlangt

fuer die grossbaustelle franz josefs - bahnhof ( ueberbauung des ge¬

samten areals ) einen » ’ ombudsman * * . in einem von der bezirksver¬

tretung einstimmig beschlossenen antrag wurde bezirksvorsteher

karl schmiedbauer ersucht , mit den zustaendigen stellen
kontakt aufzunehmen , fuer die bevoelkerung , die anrainer der gross¬
baustelle , soll aehnlich wie bei den u - bahn - baustellen fuer den

fall von beschwerden eine kontaktstelle geschaffen werden.

die erfahrung anlaesslich der abbrucharbeiten des kopfgebaeu-

des des franz josefs - bahnhofs , bei denen auf die Umgebung und das

reisepublikum wenig ruecksicht genommen wurde und die - so die

bezirksvertretung - zu vielen beschwerden anlass boten , spricht
fuer die einrichtung eines ombudsmanes.

wie bezirksvorsteher schmiedbauer der * * rathaus - korrespondenz’
erklaerte , sei die anregung der bezirksvertretung von den verschie¬

denen an dem grossbauvorhaben beteiligten stellen grundsaetzlieh

positiv aufgenommen worden , ueber die realisierung werde derzeit

gesprochen , ( am)
0952
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kommunal :

ein neues gesicht fuer die moltardgasse

2 Wien , 27 . 4 . ( rk ) im neuen glanz werden bald die fassade und

das dach des t . zentralberufsschulgebaeudes in Wien 6 , mollard-

gasse 87 , erstrahlen , fuer die instandsetzung von fassade und dach

genehmigte der gemeinderatsausschuss fuer kultur , jugend und bildung

1,9 millionen Schilling , von dieser summe werden allein die bau-

meisterarbei ten 1,1 millionen Schilling ausmachen , eine weitere

halbe million ist fuer spenglerarbeiten veranschlagt , ( may)

0953
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Kommunal :

neue baue rdnung tuen Wien

3 wien , 27 . 4 . ( rk ) in einem pressegespraech stellten dienstag

buergermeister leopold g r a t z und stadtrat kurt heller

die novelle zur bauordnung fuer wien vor . der name taeuscht : die

novelle zur bauordnung fuer wien , die am 30 . april 1976 vom wiener

Landtag beschlossen wird , ist praktisch eine neue bauordnung . nur

aus gruenden der rechtskontinuitaet wurde die bezeichnung " novelle ® »

gewaehlt , damit die bestehende grundsaetzliche judikatur der ge~

richtshoefe weitestgehend beibehalten werden kann.

die alte bauordnung , seit 1930 gueltig , wurde insgesamt 19 mal

novelliert und damit natuerlich unuebersichtlich . ein weiterer

grund fuer die neuordnung ist , dass die alte bauordnung der rasan¬

ten technischen und gesellschaftlichen entwicklung in den letzten

jahren vielfach nicht mehr entsprach.

und das sind die wichtigsten Zielsetzungen der neuen bau-

Ordnung:
o die vom gemeinderat beschlossenen planungsmassnahmen sollen

verstaerkt publiziert werden , gleichzeitig sind moeglichkeiten

fuer eine aktivitaet der bevoelkerung und der Interessenvertre¬

tungen bei der erstellung der flaechenwidmungs - und bebauungs-

plaene zu schaffen.

o die gesetzlichen bestimmungen sind klarer zu fassen , damit sie

der bevoelkerung verstaendlich sind,

o die bezirksvertretungen sollen mehr agenden aus dem baurecht

erhalten , sie sollen sich mit jenen agenden befassen , die die

oertlichen Interessen des bezirks zunaechst beruehren.

o die grundstuecksordnung ist neu zu regeln . Strukturpolitik soll

moegtich sein , um die staedtischen funktionen wie wohnen , er¬

holen , wirtschaften , verwalten und verkehr weitestgehend inte¬

grieren zu koennen . der volkswirtschaftliche nutzen der aufge¬

wendeten kosten soll zum wohle der gesamten bevoelkerung moeg-

liehst hoch sein.

o die enteignungstatbestaende sind so zu modifizieren , dass nur

der geringste zum erfolg fuehrende eingriff in bestehende rechte

• /
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vorgenommen werden muss , dabei sind bestehende rechte moeglichst
zu schonen.

o die wohnqualitaet ist entsprechend den modernen anforderungen
zu haben , darunter falten ein verbesserter waerme - und Schall¬
schutz , die ausstattung der Wohnungen mit nebenraeumen und
nebeneinrichtungen , ihre Situierung im hinbtick auf nachbar-
gebaeude u . a.

o eine funktionsgerechte stadt soll gewaehrteistet sein , wohnen
und erholen sotten nicht durch stoerwirkungen aus den funktionen
des wirtschaftens und des Verkehrs beeintraechtigt werden,

o durch ein einfacheres baubewittigungsverfahren ist die Verwal¬
tung zu entlasten.

die Schwerpunkte
die oertlich zustaendigen bezirksvertretungen koennen in Zukunft

unwesentliche abaenderungen und ergaenzungen der flaechenwidmungs-
und bebauungsplaene sowie ausnahmen im baubewilligungsverfahren be¬
schlossen . bisherige kompetenz : der zustaendige gemeinderatsaus-
schuss.

um die mitarbeit der bevoetkerung zu foerdern , steht nun jeder¬
mann das recht der Stellungnahme zu den vom magistrat ausgearbeiteten
entwuerfen fuer die flaechenwidmungs - und bebauungsplaene zu . zu¬
gleich wird der kammer fuer arbeiter und angestellte fuer Wien und
der wiener tandwirtschaftskammer ein formales recht zur Stellung¬
nahme eingeraeumt.

der fachbeirat fuer Stadtplanung wird erweitert , dazu kommen
ein fachmann fuer raumptanung , einer fuer gruenraumplanung , einer
fuer standortfragen und einer fuer sozialfragen.

um grundstuecke volkswirtschaftlich optimal zu ordnen und zu
nutzen , besteht die moeglichkeit , grundfLaechen fuer bestimmte
nutzungen im Industriegebiet und in gebieten fuer lagerplaetze und
Laendeflaechen zu reservieren , beispiel : ein grundstueck liegt an
einem leistungsfaehigen Verkehrsweg , nur solcher betrieb anzusiedeln,
der den Verkehrsweg braucht.

unter die Widmungskategorien bauland wird eine neue Widmung
9 » gartensiedlungsgebiet 99 aufgenommen , diese erlaubt hoehere bau-
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liehe nutzung als das kleingartengebiet , hebt jedoch nicht den
Charakter einer kleingaertnerischen nutzung dieses gebietes auf.

im bebauungsplan koennen ueber die festsetzung von geschaefts-
vierteln hinaus auch einkaufszentren ausgewiesen werden , in Zukunft
duerfen nur auf den als einkaufszentren ausgewiesenen grundflaechen
verkaufsraeume , betriebsraeume und Lagerraeume errichtet werden.

im bebauungsplan koennen grundflaechen und raeume fuer die

errichtung und duldung von oeffentliehen durchfahrten und durch-

gaengen , Verkehrsbauwerken und oeffentlichen aufschliessungsleitungen
ausgewiesen werden , dafuer muss der gemeinde lediglich ein servitut

eingeraeumt werden.

bezueglich des Umweltschutzes koennen bestimmte hoechstzulaessi-

ge emissionswerte festgelegt werden.
die Widmungshoheit des bundes und des Landes beziehungsweise

der gemeinde kann insbesondere fuer die festsetzung von Verkehrs-
flaechen im flaechenwidmungs - und bebauungsplan durch Verkehrs-

fLuchtlinien abgegrenzt werden.

Wohnungen in Schutzzonen duerfen nur mit Zustimmung der oertlich
zustaendigen bezirksvertretung fuer buero - und geschaeftszwecke
verwendet werden.

fuer die Widmung ’ ’ gartensiedlungsgebiet » * sind baulose anstatt
bauplaetze vorgesehen , baulose muessen nicht unmittelbar am oeffent-
lichen gut , sondern lediglich an einem aufschliessungsweg liegen.

zum ausbau der infrastruktur werden die enteignungsbestimmungen
modifiziert.

grundflaechen , die bei einer nachtraeglichen Verbreiterung von
verkehrstlaechen in bauland einbezogen oder abgetreten werden , werden
nun mit dem vollen grundwert anstelle des halben grundwertes be¬
messen.

im baubewilligungsverfahren ist zusaetzlich ein erleichtertes
verfahren ohne obligatorische bauverhandlung moeglich . dadurch kann
in vielen faellen , zum beispiel wenn anrainer nicht betroffen sind,
eine beschleunigung des Verfahrens zur erwirkung einer baubewilligung
erzielt werden.

um zum beispiel in stadtrandgebieten versorgungsluecken zu ver¬
hindern , ist fuer die Versorgung von liegenschaften nach gross-
staedtischen nutzungserfordernissen die festsetzung von struktur¬

gebieten vorgesehen , fuer jedes strukturgebiet sind Strukturein¬

heiten zu bestimmen , die in einem zuge mit verschiedenen genutzten
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gebaeuden zu bebauen sind , der zustaendige gemeinderatsausschuss
kann ausnahmen von einer verbauung in einem zuge zustimmen,

um die wohnqualitaet zu erhoehen , wird in Wohngebieten mit
gelockerter bauweise ( offen , gekuppelt , offener oder gekuppelter und
gruppenbauweise ) ein liehteinfalIswinkel von 30 grad gefordert.

verkaufsraeume und gaststaetten , die tagesliehtaehnlieh be¬
lichtet und mechanisch entlueftet sind , sind nun zulaessig . unter¬
irdische passagen koennen dadurch belebt beziehungsweise koennen in
arkaden geschaefte errichtet werden.

die reine wohnflaeche wird sowohl fuer einzelwohnraeume als
auch fuer Wohnungen mit mindestens zwei wohnraeumen vergroessert.
in Zukunft sind fuer den ersten typ zirka 30 quadratmeter vorge¬
sehen , fuer den zweiten zirka 50 quadratmeter ( einschliesslich
der nebenraeume ) . eine wohnung mit zwei wohnraeumen muss neben
einem vorraum , einem bad beziehungsweise einem vom bad getrennten
abort auch einen absteltraum oder eine abstelIrische besitzen.

fuer aussenwaende , innenwaende und decken von gebaeuden mit
aufenthaltsraeumen wird ein erhoehter waermeschutz gefordert , der
erstmals auch in physikalischen werten angegeben wird , erstmals
wird fuer diese waende und decken auch ein konkreter Schallschutz
gefordert.

fuer aufenthaltsraeume , die innerhalb eines gebaeudes in
exponierter tage ( zum beispiel an einer Westfront , unterhalb eines
flachdaches oder oberhalb einer strassenueberbauung ) errichtet wer¬
den , ist ein hoechstzulaessiger waermebedarf pro quadratmeter nutz-
flaeche und stunde festzutegen . zusaetzliche technische massnahmen
koennen verlangt werden.

erstmals wird eine verpfliehtung zur Schaffung von kleinkinder-
spielplatzen beziehungsweise spielplaetzen fuer kinder im alter von
sechs bis zwoelf Jahren im freien festgesetzt.

erstmals muessen wohngebaeude mit mehr als vier hauptgeschos¬
sen mit einem personenaufzug ausgestattet werden , der alle geschosse
( auch ketler ) mit ausnahme des obersten dachgeschosses verbindet.

in wohngebaeuden mit ausnahme von hochhaeusern sind sogenannte
* ’ notrauchfaenge * 1 in allen Wohnungen einzurichten.

erstmals werden konkrete bestimmungen fuer hochhaeuser ( mehr
als 26 meter ) in das gesetz aufgenommen , aus gruenden der Sicher¬
heit muss ein hochhaus in brandabschnitte mit einer grundflaeche
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von 500 quadratmeter unterteilt werden , jeder brandabschnitt muss

mit einem eigenen , durchgehenden stiegenhaus ausgestattet sein,

gesetzlich wird ein notstromaggregat gefordert , an das alle elek¬

trischen einrichtungen angeschlossen sind , die fuer das sichere

verlassen des gebaeudes , fuer die brandbekaempfung und fuer die

kurzfristige aufrechterhaltung der betriebsfaehigkeit unbedingt
notwendiger anlagen erforderlich sind , weiters wird die Verwendung

von gas als energietraeger verboten , um hochhaeuser nicht durch

ausstroemendes gas einer explosionsgefahr auszusetzen.

erstmals kann die Verwendung von Containern fuer die besei-

tigung von bauschutt vorgeschrieben werden.

das anlegen von steinbruechen , Schotter - , sand - , lehm - und

tongruben sowie von schlacken - , schutt - und muellhalden wird auf
die Widmungen sondergebiet ’ * und * ’ gruenland » ’ beschraenkt und

festgelegt , wie die gruben nach ablauf der festgesetzten trist auf-

zufuetlen , zu verdichten und zu bedecken sind , ( sei ) ( forts . moegL . )

1120
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kommunal :

oauring : keine Verhandlungen mit dem ausland

6 wien , 27,4 . ( rk) es habe keine Verhandlungen mit auslaendi-

schen gruppen wegen eines eventuellen Verkaufs des baurings gegeben,

erklaerte finanzstadtrat hans m a y r dienstag im wiener stadt-

senat , als die oevp - stadtraete dr . guenther g o l l e r und Wilhelm

neusser in Sachen ’ ’ bauring ’ * neuerlich kritik uebten.

buergermeister Leopold g r a t z fuegte hinzu , dass er innerhalb

von monatsfrist mit den oesterreichischen Verhandlungspartnern ein

agreement ueber eine einigung wolle , sonst muesse man andere loesun-

gen suchen , schliesslich gelte es nur mehr , zu ueberlegen , ob die

Verhandlungspartner wollen oder nicht.

stadtrat dr . goller hatte vorher die aeusserungen von spoe-

klubobrnann und aufsichtsrats - vorsitzenden reinhold suttner in der

oeffentlichkeit als ’ ’ kreditschaedigend ’ ’ qualifiziert und verlangte

daraus neuerlich personelle konsequenzen . es war auch zu lesen,

dass holding - generaldirektor dr . josef machtl Verhandlungen mit aus-

laendisehen firmen fuehre . auch hier waeren die konsequenzen zu

ziehen , wenn keine Zustimmung des hoIding - aufsichtsrates oder des

eigentuemers Vorgelegen sei . darauf antwortete finanzstadtrat mayr,

dass es keine Verhandlungen , wohl aber gespraeche gegeben habe , es

sei wohl selbstverstaendlich , dass man mit jedem interessenten ge¬

spraeche fuehre , doch seien bisher keine ernsthaften wuensche aus

dem ausland herangetragen worden.

buergermeister gratz unterstrich , es sei selbstverstaendlieh,

dass dr . machtl fuer gespraeche zur verfuegung stehe . Verhandlungen

koennten aber nur mit Zustimmung des eigentuemers gefuehrt werden,

zu suttner sagte der buergermeister , dass dieser ihn schon vor zwei

jahren darueber informiert habe , er wolle seine funktion zurueck-

legen . er , gratz , habe suttner jedoch gebeten , das nicht zu tun

und zu bleiben , bis fuer den bauring eine loesung gefunden sei.

stadtrat dr . goller nahm auch auf die veroeffentlichungen im

» » profil ’ ’ bezug und verlangte im namen seiner fraktion , dass auch

die * * stren g vertrau liehen * * dokumente aus dem rathaus ueber die
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diese Zeitschrift angeblich verfliege , der Staatsanwaltschaft lieber-
mittelt werden , gratz erinnerte daran , dass er immer dafuer einge - L

treten sei , alle unterlagen der Staatsanwaltschaft zur verfuegung zu

stellen , er koenne die Staatsanwaltschaft nicht beeinflussen , doch

meine auch er , dass sie sich um die 9 » profil * ’ - dokumente kuemmern

solle , ( pr)

1250
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l o k a l :

kampf dem unfalltod im nahverkehr:

entzug des fuehrerscheins beim ersten alkoholdelikt

8 Wien , 27 . 4 . ( rk ) bei einer Verkehrssicherheitskonferenz , die

dienstag im Verkehrsministerium abgehalten wurde , ging es vor allem

um den lokalverkehr in den einzelnen bundeslaendern . im hinblick auf

das kommende verlaengerte Wochenende , at >er auch auf den heurigen

Urlaubsverkehr , regte der Leiter der magistratsabteilung 70,

senatsrat dr . hermann b e n e s , rigoroses eingreifen der behoerde

bei alkoholisierten Lenkern an . es sollen saemtliche heurigengebiete

Wiens besonders unter die Lupe genommen werden , zivilstreifen der

polizei - sie gab es zwar schon bisher - sollen verstaerkt werden,

es wird auch in erwaegung gezogen , den entzug des fuehrerscheins

schon bei erstmaliger alkoholisierung des Lenkers vorzunehmen , nicht

wie bisher nach wiederholter bestrafung.

wie die Vertreter der polizeidirektion Wien erklaerten , sei die

polizei fuer einen verstaerkten einsatz geruestet . vor allem die

motorisierte verkehrsgruppe , die aufgestockt wurde , wird zum einsatz

kommen , als sofcrtmassnahme werden Schwerpunkte gesetzt , und zwar

der baederverkehr , die ausfahrten sued und west aus der bundeshaupt-

stadt , wo man ganz besonders gegen unbelehrbare rowdies vergehen

wi 11 . ( k a)
1328

rathaus im blumenschmuck

5 wien , 27 . 4 . ( rk) buergermeister Leopold g r a t z hat ange-

ordnet , dass im rahmen der aktion » ’ wien im blumenschmuck 5 ’ heuer

zum ersten mal alle fenster der ringstrassenseite des wiener rat-

hauses mit blumenkaesten ausgestattet werden , wenn sich dieser ver¬

such bewaehrt , sollen im naechsten jahr auch die anderen rathaus - ,

fenster blumenschmuck erhalten , ( sti)

1225
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k u l t u r :
ssssasssssrss

traditionelle Verleihung der Joseph kainz - medaillen im

wiener rathaus

7 Wien , 27 . 4 . ( rk ) im wappensaal des wiener rathauses ueber-

reichte dienstag vizebuergermeisterin gertrude froehlich-

s a n d n e r die Joseph kainz - medaillen der stadt Wien 1975 . preis-

traeger sind Christine ostermayer , norbert kappen ,
prof . hermann kutscher und ezio frigerio. in ihrer

festansprache wies trau froehlich - sandner auf die tradition der nun-

menr 17 . kainz - medaillen Verleihung hin . » » tradition wird oft kri¬

tisiert , doch in der kunst ist nichts nur deshalb schlecht , weil es

zur tradition gehoert , wie auch nichts in der kunst nur deshalb gut
ist , weil es neu ist * * , betonte frau froehlich - sandner.

in diesem sinne werden die medaillen sowie die foerderungspreise
im gedenken an den grossen » » k . und k . hofSchauspieler » » gleichzeitig
vergeben , tradition und fortschritt reichen hier einander die hand,
beide auszeichnungen verbindet der hohe qualitaetsanspruch an die
erwaehlten.

die foerderungspreise , die mit einer geldpraemie von Je 20 . 000 s
verbunden sind , gingen an elisabeth augustin, savin
s u t t e r , rudolf J u s i t s und gerhard J a x . ( ba)
1300
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kommunal :

neue bauordnung fuer wien ( forts)

9 wien ? 27 . 4 . ( rk ) buergermeister leopold g r a t z stellte in

der Pressekonferenz fest , dass mit der aenderung der bauordnung vor

allem drei ziele erreicht wurden.

erstens wurden die neuen technologien , etwa im bereich der

kunststoffe , beruecksichtigt . dabei wurde naturgemaess kein » » stein

der weisen ’ ’ gefunden , keine regelung fuer lange zeit , es gibt

praktisch taeglich neue gesichtspunkte . wuerde man sie alle kurz¬

fristig beruecksichtigen , dann waere es , als wollte eine autoproduk-

tion jede neue technische entwicklung sofort verwerten , eine solche

firma koennte nie eine neue type auf den markt bringen , man muss die

Situation eines bestimmten Zeitpunktes als gegeben zur kenntnis neh¬

men , um etwas abschliessen zu koennen.

zweitens ging es darum , keine bauverhinderungsordnung zu er¬

lassen , sondern den notwendigen schütz fuer die menschen festzuhal¬

ten . so weit wie moeglich wurden keine geschmacks - und stilvorschrif-

ten aufgenommen , weder der buergermeister noch eine magistratsabtei-

lung , aber auch kein kunstsenat , kein architekturbeirat und keine

akademie koennen entscheiden , was schoen ist . das koennen erst

spaetere generationen . etwas ueberspltzt gesagt : haette es zur zeit

der gotik bereits einen kunstsenat und einen architekturbeirat ge¬

geben , dann haetten wir heute noch spitzbogenfenster und es haette

weder die renaissance noch das barock gegeben.

drittens wurde eine demok ratisierung der bauordnung erreicht.

das geschieht durch ein verstaerktes mitspracherecht der bezirks-

vertretungen , wie es auch in der Verfassungsreform vorgesehen ist.

so wird beruecksichtigt , dass wien das einzige bundesland ist , in

dem es gewaehlte bezirkspariamente gibt , dazu kommt ein verstaerktes

mitspracherecht aller , die von baumassnahmen betroffen sind , nach der

bisherigen regelung konnten nur die angrenzenden grundeigentuemer

mitreden , es ist aber durchaus moeglich , dass ein soucher anrainer

irgendwo im ausland lebt und ihm deshalb jeder angrenzende neubau

egal ist , waehrend auf dem betreffenden grundstueck einige hundert
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mieten wohnen , deren Interessen von einem solchen neubau betroffen

werden , die aenderung der bauordnung sichert auch diesen mietern

ihr mitspracherecht.

buergermeister gratz hob hervor , dass die aenderung der bau¬

ordnung von der Landesregierung einstimmig beschlossen wurde , er

dankte den beamten und allen Institutionen und Organisationen , die

bei diesem grossen gesetzeswerk mitgeholfen haben , ( sti)

stadtrat kurt heller kuendigte in der pressekonferenz
an , dass am freitag alle im wiener gemeinderat vertretenen Parteien
einen gemeinsamen antrag einbringen werden , der sich fuer mehr

Partizipation der bevoelkerung in planungsfragen ausspricht , alle

dienststellen des magistrates werden ueber diese absichtserklaerung
des wiener gemeinderats informiert werden , bei groesseren Projekten

soll die bevoelkerung durch Publikationen , anschlaege auf litfass-

saeulen und auch , wie es schon fuer die Sanierung in Ottakring

geschehen ist , durch ausstellungen informiert werden , erklaerte

stadtrat heller abschliessend , ( sei ) ( schluss)

1347
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